
Mein Newsletter erscheint heute 
in neuem Layout. Damit möchte 
ich euch noch mehr Inhalte aus 
meiner Arbeit vermitteln. 
Meine dritte Rede im Deutschen 
Bundestag habe ich bereits gehal-
ten und widme mich verstärkt der 
Arbeit in den Ausschüssen. Das 
hat sich auch vor Ostern bemerk-
bar gemacht, denn ich hatte fünf 
Wochen am Stück Sitzungen in 
Berlin. 
Daneben werde ich bis zum 25. 
Mai für eine starke SPD im Euro-
päischen Parlament werben. Lasst 
uns gemeinsam dafür sorgen, 
dass Martin Schulz der nächste 
EU-Kommissionspräsident wird!
Damit der Kontakt zu meinem 
Wahlkreis nicht auf der Stre-
cke bleibt, mache ich mich 
jetzt  noch öfter auf den Weg 
zu euch. Mit unserer Ape 
gehe ich auf Dialogtour zu 
den Menschen vor Ort.  

„Wir werden 
die Schulden-
bremse ein-

halten!“

Vom 7. bis zum 11. April hat 
die Bundesregierung ihr 
Haushaltsgesetz für 2014 im 
Parlament vorgestellt. Dabei 
hat die Regierung – auch 
wegen der Vorgaben der 
Schuldenbremse – das Ziel 
eines langfristig ausgegliche-
nen Haushaltes fest im Blick. 
Ich glaube, dass der vorge-
legte Entwurf diesem Ziel 
gerecht wird.
Als zuständiger Berichter-
statter habe ich eine Rede 
zum Haushaltsentwurf des 
Bundesministeriums der 
Justiz und für Verbraucher-
schutz (BMJV) im Plenum 
gehalten. Ich habe dabei 
betont, dass der Entwurf 
bestehende Sparvorgaben 
einhält, aber gleichzeitig 
auch die Weichen für eine 
gestaltende, aktive Rechts-

HAUSHALTSWOCHE

politik setzt, wie wir Sozialde-
mokraten sie uns vorstellen.
Zum Beispiel setzen wir mit 
der Mietpreisbremse und 
dem Bestellerprinzip bei 
Maklerleistungen sozialde-
mokratische Kernanliegen 
um, durch die dem Bundes-
haushalt keine Kosten entste-
hen. Wir bereiten die Frau-
enquote in Aufsichtsräten 
vor und setzen ein Zeichen 
gegen die Ausgrenzung von 
Schwulen und Lesben, indem 
wir die Magnus-Hirschfeld-
Stiftung fördern.
In den Haushaltsverhand-
lungen, die ich mit Bundes-
minister Maas (SPD) und 
meinen Kolleginnen und 
Kollegen der anderen Frakti-
onen geführt habe, habe ich 
mich sehr über die konstruk-
tive Atmosphäre gefreut. 

Sachliche Auseinandersetzung 
zum Haushaltsgesetz für 2014
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Innerhalb von zehn Jahren haben 
sich die Haftpflichtbeiträge für 
Hebammen nahezu verzehnfacht 
(von 453 Euro in 2003 auf 4.242 
Euro in 2013). Im Jahr 2014 steigt 

FREIBERUFLICHE HEBAMMEN IN NOT

Bundesarbeitsministerin Andrea 
Nahles wird die Mittel für die Be-
kämpfung der Langzeitarbeits-
losigkeit deutlich erhöhen. Ein 
entsprechender Vorschlag wurde 
im Rahmen der jetzt laufenden 
Haushaltsberatungen im Deut-
schen Bundestag eingebracht. 
Insgesamt sollen in den kommen-
den vier Jahren die Mittel für die 
Bekämpfung der Langzeitarbeits-
losigkeit um 1,4 Mrd. Euro aufge-
stockt werden. Für 2014 ist dies 
ein Plus von 325 Mio. Euro.
Konkret bedeutet das für die Job-
center Oldenburg und Ammerland 
eine Erhöhung der Mittel für akti-
ve Arbeitsmarktpolitik in diesem 
Jahr um insgesamt 561.385 Euro. 
Noch im vergangenen Herbst hat-
te sich die Arbeitsloseninitiative 
im Ammerland mit der Bitte um 

CHANCEN FÜR LANGZEITARBEITSLOSE
Hilfe an mich gewandt, da sie mit 
ihrer Holzwerkstatt vor dem Aus 
stünden. Ich bin froh, dass diese 
sinnvolle Einrichtung für Men-
schen mit Vermittlungshemmniss-
sen erhalten bleiben kann.
Mit den nun wieder 
steigenden Mitteln 
in der Eingliede-
rungshilfe setzt die 
SPD nach jahre-
langen Kürzungen 
in diesem Bereich 
eine Trendwende 
in Gang. Vor allem  
Langzeitarbeitslo-
sen bekommen da-
mit wieder deutlich 
mehr eine Chance 
auf einen Arbeits-
platz und Teilhabe 
am gesellschaftli-

chen und beruflichen Leben.
Das ist eine gute Nachricht für 
alle, die sich für die Qualifizierung 
Langzeitarbeitsloser einsetzen 
und ihnen eine Perspektive ge-
ben. 

der Beitrag sogar auf 5.091 Euro 
und verschlingt damit ein Viertel 
des durchschnittlichen Jahres-
Einkommens einer Hebamme. 
Ich habe Hebammen aus Olden-

burg und dem 
A m m e r l a n d 
nach Friedrichs-
fehn eingeladen 
und von über 
30 engagierten 
Berufsvertrete-
rinnen Einblick 
in die Problema-
tik bekommen.
Der letzte Haft-
pflichtversiche-
rer wollte sogar  
aus der Geburts-
hilfe aussteigen.  
„Das Risiko der 
Geburt möchte 

kein Versicherer mehr tragen“, 
beklagten die Kreisvorsitzen-
den des Hebammenverbands für 
das Ammerland und Oldenburg, 
Angelika Scholz-Wils und Hilke 
Schauland (im Foto: von links nach 
rechts). 
Die Geburtshilfe durch die Hebam-
men ist zwar vorerst gesichert, der 
Haftpflichtversicherer bleibt. Aber 
der Preis für die Hebammen ist 
hoch: Die Versicherungsbeiträge 
sollen auf über 6.000 Euro stei-
gen. Damit bleibt den engagier-
ten Frauen weit weniger als der 
Mindestlohn für ihre Arbeit. Ich 
werde mich in Berlin dafür einset-
zen, dass eine gesamtgesell-
schaftliche Lösung für die Versi-
cherung der Hebammen greifen 
und die Freiberuflerinnen entlas-
tet werden können.
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22. April -  Übergabe des Fraktionsvorsitzes im Rat 
der Gemeinde Wiefelstede an das langjährige Ratsmit-
glied Jörg Weden - im Rat bleibe ich natürlich.

28. April -  Antrittsbesuch beim Landesbeauftrag-
ten für die Region Weser-Ems, Franz-Josef Sickelmann, 
im ehemaligen Oldenburgischen Landtag.

29. April -  Referat zur Mietpreisbremse und zum 
Makler-Bestellerprinzip bei der Versammlung der Immo-
bilienbörse Weser-Ems in Westerstede.

24./25. April -  Klausur der niedersächsischen 
Landesgruppe  in Hannover mit dem ehemaligen Chef-
redakteur des Sterns, Hans - Ulrich Jörges.

30. April -  Gespräch mit dem scheidenden Leiter der 
Agentur für Arbeit Oldenburg-Wilhelmshaven, Berndt 
Wozniak. Im Juli geht er in den verdienten Ruhestand.

28. März - Wahlen zum neuen Juso-Vorstand. 
Gratulation von Matthias Groote MdEP, Ulf Prange MdL 
und mir an Merle Heßler und Jan-Ole Kliem.

5. April -  Beginn meiner diesjährigen Dialogtour 
zu den Bürgern im Wahlkreis. Mit meinem dreirädrigen 
Wahlkampfmobil Ape war ich in Oldenburg-Eversten.

5. April -  Eröffnung des gemeinsamen Bürgerbü-
ros in Bad Zwischenahn mit Peter Wengelowski, Sigrid 
Rakow MdL und Bürgermeisterkandidat Arno Schilling.
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DIREKT ANSPRECHBAR!
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Zusammen mit dem Bundestagsabge-
ordneten Johann Saathoff aus Ostfries-
land lade ich zu einer Diskussionsveran-
staltung mit dem Thema „Bleibt mein 
Strom bezahlbar? - Die Zukunft der Ener-
gieregion Weser-Ems“ am Mittwoch, 14. 
Mai 2014, um 19.00 Uhr, in den „Hof von 
Oldenburg“ in 26180 Rastede ein. 
Auf dem Podium sind Matthias Groote 
MdEP, Dietmar Schütz, Stephan Barth 
(„ForWind“) und Manfred Ackermann 
(Stadtwerke Emden). 
Zur besseren Planung bitte ich um Anmel-
dung per Mail oder Telefon.

EINLADUNG

Die Parlamentarische Staats-
sekretärin im Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales, 
Gabriele Lösekrug-Möller, 
lernte mit mir die mutter-
sprachlichen Beraterinnen 
der Einrichtung „Arbeit und 
Leben“ kennen. Die Rumä-
nin Daniela Reim und die 
Bulgarin Maryia Krumova 
fahren mit einem Bus der 
Beratungsstelle für mobile 
Beschäftigte zu den Werk-
storen der Fleischbranche 
sowie auf die Baustellen und 
Felder. Dort klären sie ihre 
Landsleute gezielt über ihre 
Arbeitsrechte auf.
Leiter Bernd Bischoff betonte, 
dass viele Werkvertragsar-
beiter aufgrund der Sprach-

MOBILE BERATUNG

barriere ihre Arbeitsrechte 
nur ungenügend kennen und 
auch bei Anträgen gegen-
über Behörden auf Mittels-
männer angewiesen sind, die 
für ihre Hilfe Geld einstrei-
chen. Ein Gegensteuern ist 
hier dringend nötig. 

Mit Staatssekretärin Lösekrug-
Möller bei „Arbeit und Leben“

Für Aufruhr sorgte Mitte des 
Monats ein Papier der Vertei-
digungspolitiker der SPD-
Bundestagsfraktion. Darin 
zeigten die Fachpolitiker 
Bestandteile der Bundes-
wehrreform auf, die noch-
mals einer kritischen Prüfun-
gen bedürften.
Im Rahmen des Kataloges 
fand sich auch der geplante 
Umzug der 1. Panzerdivision 
von Hannover nach Olden-
burg. Hauptkritikpunkt ist 
die fehlende Offenlegung 
der Berechungsgrundlage 
seitens der Verteidigungs-
ministerin - letztlich soll und 
muss die Reform zu Einspa-
rungen führen. 
Kritik kam aber nicht nur 
aus den Reihen der SPD. 

1. PZDIV KOMMT!

Auch der CDU-Abgeordnete 
Wilfried Lorenz fordert laut-
stark den Erhalt der Stab in 
der Landeshauptstadt. 
Für mich ist klar: In Olden-
burg wurde bereits massiv in 
die Kaserne in Bümmerstede 
investiert und ein Stopp 
des Umzuges wäre alleine 
haushaltsrechtlich nicht zu 
verantworten. Der geäu-
ßerten Kritik muss sich die 
Ministerin indes stellen und 
das gesamte Zahlenmate-
rial offenlegen, aus der die 
Rationalität der Entschei-
dung deutlich hervorgeht. 
Ich gehe davon aus, dass 
sie das umgehend tut - um 
Planungssicherheit für alle 
Beteiligten zu erreichen. 

Ministerin muss Debatte durch 
Offenlegung der Zahlen beenden

Fo
to

: b
irg

itH
_p

ix
el

io


